
Spezialstudien über die „Innenansicht" des Ersten Weltkriegs in Bayern — 
über Bauern, Gewerkschaften, über Handwerk, Kriegsgefangene, über die ein­
zelnen Parteien und Interessenverbände — sind zweifellos nötig, wobei sich 
der Rahmen von „Fall-Studien" regionalen oder lokalen Charakters anböte 3 . 
Sie alle aber werden sachlich wie methodisch der vorliegenden Studie von Karl-
Ludwig Ay verpflichtet bleiben. In einer Zeit hektischen Publizierens und schier 
endloser Variationen über gleiche oder ähnliche Themata bleibt diese Arbeit 
ein wirklicher Vorstoß auf wissenschaftliches Neuland. Korrekturen und Er­
gänzungen wird sie gewiß erfahren, als ganzes aber exemplarischen Wert be­
halten. 

Ingolstadt-München L u d w i g H a m m e r m a y e r 

Bohumír Bunža, Le parti populaire tschécoslovaque [Die Tschechoslowakische 
Volksparteij. (Centre International Démocrate Chrétien d'Information et de 
Documentation 12). 

Rom 1971, 53 S. 

Über die Geschichte der politischen Parteien der Vor- und Nachkriegstsche­
choslowakei ist bisher noch nicht viel geschrieben worden. Meist ist nur die 
KPTsch behandelt worden, über die ein umfangreiches Schrifttum vorhanden 
ist. So muß man dem ehemaligen Abgeordneten der Tschechoslowakischen 
Vplkspartei, Bohumír Bunža dankbar sein, daß er sich in einer kleinen Bro­
schüre seiner eigenen Partei gewidmet hat. Bunža, 1908 in Bženec bei Ung. 
Hradisch (Uherské Hradiště) geboren, nach 1945 Bezirksrichter, gehörte dem 
Prager Parlament von 1946—1948 an. In Zusammenhang mit der Machtüber­
nahme durch die KPTsch ging er nach dem Westen, wurde Mitbegründer der 
„Rada svobodného Československa", war mehrere Jahre in den USA und lebt 
seit vielen Jahren als US-Bürger in Rom, wo er am „Centre International Dé­
mocrate Chrétien d'Etudes et de Documentation" tätig ist. 

Die Tschechoslowakische Volkspartei (TschVP) — stets mit Schwergewicht 
in Mähren — hat mehrfach eine Schlüsselstellung in der tschechoslowakischen 
Politik inne gehabt. Die im Herbst 1918 durch den Zusammenschluß zweier 
kleinerer tschechischen christlichen Parteien in Mähren gegründete TschVP 
blieb aber im wesentlichen nur auf die tschechischen Landesteile der Tschecho­
slowakei beschränkt, weil die katholisch orientierten Slowaken und Ukrainer 
in der Karpatoukraine eigene politische Wege gingen. Die Mitglieder der Partei 
waren Handwerker, Arbeiter, Kleinbauern und Intellektuelle. Kennzeichnend 
für die TschVP sind ihre zahlreichen Regierungsbeteiligungen. Seit Gründung 

3 Wertvolle Ansätze z.T. bei S c h w a r z , Klaus-Dieter: Weltkrieg und Revolution in 
Nürnberg. Stutgart 1971 (Kieler Histor. Studien 13). — L i n s e , Ulrich: Gemeinde im 
Wandel. Die Novemberrevolution 1918/19 in Burghausen a. d. Salzach. ZBLG 33 (1970) 
355—425. 
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der Partei bis zum Februar 1948 war Monsignore Jan Šrámek der führende 
Kopf der TschVP. Er war es auch, der 1935 Dr. E. Beneš zur Präsidentschaft 
verhalf. Von 1940—1945 bekleidete er die Stelle eines Exil-Ministerpräsiden­
ten in London, der aber dort eine ähnliche Feigenblattrolle wie nach 1948— 
1968 Pater Josef Plojhar für das kommunistische Regime der ČS(S)R spielte. 
Die Fehleinschätzung der Sowjetunion, wie der der politischen Fähigkeiten der 
Nachkriegs-KPTsch, führten schließlich zum Februar 1948, der eine Zerreiß­
probe für die TschVP brachte. Während das Gros der Parteiführung nach dem 
Westen exilierte, die Msgr. Šrámek und Hála, beide damals aktive Minister, 
während ihrer Flucht verhaftet wurden, waren die ZK-Mitglieder Alois Petr 
und Josef Plojhar zu einer bedingungslosen Zusammenarbeit mit der KPTsch 
bereit. Plojhar übernahm nach dem Tode Petrs die Parteiführung und mußte 
sie erst 1968 abgeben. Plojhar überstand alle innenpolitischen Krisen und Schau­
prozeßperioden ohne Schaden. Im Jahre 1969 stellte er dann in der ČSSR-
Nationalversammlung den Antrag, der Sowjetunion und den Ländern, deren 
Armeen am 21. 8.1968 die ČSSR besetzt haben, für diese „Hilfe" den Dank 
des Hauses auszusprechen (Pravda, Preßburg, 17.10.1969). Diese kennzeich­
nende Haltung Plojhars erwähnt Bunža nicht. Ebensowenig die Haltung seiner 
Partei zur Vertreibung der Sudetendeutschen. Hat te W. Jaksch bereits in seinem 
Buch „Europas Weg nach Potsdam" auf die „unversöhnliche Einstellung" des 
szt. Parteivorsitzenden J. Šrámek gegenüber den Sudetendeutschen hingewie­
sen (S. 362), so nimmt es nicht wunder, daß die TschVP in den Parlamentsde­
batten über die Vertreibung im Jahre 1947 mit der KPTsch darüber in Streit, 
geriet, wer den größeren Anteil an der Vertreibung habe. Derartige Hinweise 
würden zwar in die Broschüre gehören, finden sich hierin aber nicht. 

Die politische Bedeutung der TschVP kennzeichnen die bei Parlamentswahlen 
erreichten Mandate: 1920: 24, 1925: 31, 1929: 25, 1935: 22, 1946: 46 von 300 
Parlamentssitzen. Während der Protektoratszeit, wie in der Zeit ab 1948, 
war das Gros der politischen Prominenz dieser Partei im Exil (S. 23). Zwar 
wurde durch das ZK der TschVP vom 25.2.1948 die Tätigkeit der Partei 
offiziell eingestellt, doch führten die ZK-Mitglieder Alois Petr und Pater Josef 
Plojhar, sowie Emil Hála, die Parteiarbeit mit alten Parteikadern weiter. Durch 
eine Reihe von Säuberungen verlor die Partei dann fast alle Mitglieder (1947: 
350 000). Über den gegenwärtigen Mitgliederstand wird nichts ausgesagt, doch 
läßt er sich aus der parteieigenen „Lidová demokracie" ergänzen: 1967 ca. 
17 000 (Sudetenpost 23.5.1969), bis zur Okkupation 1968: 65 000 (LD 20.8. 
1969), Ende April 1969: 82 000 (Obroda 9. 4. 1969) und Frühjahr 1970: 90 400 
(LD 11.3.1970). 

Das Jahr 1968 brachte der TschVP einen riesigen Auftrieb. Plojhar wurde 
im März 1968 aus seinen Ämtern entfernt, nach der Okkupation jedoch wie­
der als Ehrenvorsitzender eingesetzt (S. 29). Das am 23. 5. 1968 verkündete 
neue Parteiprogramm findet sich im Anhang der Broschüre. Im Gegensatz zum 
„Aktionsprogramm der KPTsch" sagt es aber kaum etwas über die in der 
ČSSR lebenden Nationalitäten aus. Die damals mit westlichen Schwesterpar-
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teien aufgenommenen Kontakte mußten noch im gleichen Jahr wieder aufge­
geben werden. Der für Oktober 1968 vorgesehene Parteitag kam gar nicht 
zustande. Mehrere nachfolgende „Säuberungen" entfernten die neuen Kräfte 
in der Partei und unterstellten sie erneut völlig dem Einfluß der KPTsch, aus 
deren Bevormundung sie sich 1968 befreien wollte. Im Dokumententeil wird 
u. a. auch eine Übersicht über die Parteistruktur gegeben. 

Die Broschüre ist sehr nützlich, doch zu wenig kritisch und manchmal be­
schönigend. Sie ist allerdings auch nicht für Tschechen oder interessierte Sude­
tendeutsche, sondern für andere Kreise bestimmt, was manches erklären läßt. 

Marburg/Lahn T o n i H e r g e t 

Wenzel Jaksch — Edvard Beneš. Briefe und Dokumente aus dem Londoner Exil 
1939—1943. Hrsg. von Friedrich Prinz. 

Verlag Wissenschaft und Politik, Köln 1973, brosch. DM 18,—. 

Dieses vor einem Jahr in der Schriftenreihe der Wiesbadener Studiengesell­
schaft für mittel- und osteuropäische Partnerschaft erschienene Buch wurde 
sicherlich in den Reihen der früheren Mitglieder des Deutschen sozialdemokra­
tischen Arbeiter-Partei in der Tschechoslowakischen Republik (DSAP) mit freu­
diger Erwartung begrüßt. Professor Dr. Friedrich Prinz (Saarbrücken) hat es 
dankenswerterweise übernommen, die für sich allein für den Nichtfachmann 
nur beschränkt aussagekräftigen Briefe und Memoranden der beiden Politiker, 
die plötzlich und leider zu den letzten Verhandlungsführern zwischen Tsche­
chen und Deutschböhmen wurden, aufzubereiten und mit einer historischen 
Einführung zu versehen, die nicht nur den Rahmen für die Auseinanderset­
zung zwischen Jaksch und Beneš im Exil herstellt, sondern auch die wichtig­
sten Probleme dieser Auseinandersetzung herausarbeitet und aus der Sicht der 
sudetendeutschen Sozialdemokraten zusammenfaßt. Im Mittelpunkt der Doku­
mentation steht der Kampf Jakschs um eine tragbare Lösung der Probleme 
staatlichen Zusammenlebens von Tschechen und Deutschen nach der Niederlage 
Hitlers — ein Kampf, der mit zunehmender Kriegsdauer zu einem erbitterten 
Ringen um Verbleib oder Austreibung der deutschen Bevölkerung in ihrer 
böhmisch-mährischen oder slowakischen Heimat wurde. 

Wenzel Jaksch, Häuslerssohn aus dem Böhmerwald, ist in dieser Auseinander­
setzung unterlegen. Weder die materiellen noch die politischen Ressourcen der 
kleinen sudetendeutschen sozialdemokratischen Exilgruppe reichten aus, dem 
gut finanzierten und von dem erfahrenen diplomatischen Taktiker Beneš ge­
leiteten Apparat der tschechoslowakischen Auslandsregierung die Stirn zu bie­
ten und jene für beide Völker Böhmens annehmbare staatsrechtliche Lösung 
abzutrotzen, die Jaksch mindestens seit seiner Wahl zum Vorsitzenden der 
DSAP in der Heimat zum primären Anliegen seiner Politik gemacht hatte. 
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